Die Senatorin fur Soziales, Kinder, Bremen, den 16. August 2013

Herr Rauscher
Jugend und Frauen Telefon: 361 4697

Lfd. Nr. 127/13

Vorlage

far die Sitzung der stadtischen
Deputation fur Soziales, Kinder und Jugend
am 5. September 2013

Berichtsbitten des Rechnungsprifungsausschusses

A- Problem
Im Zuge der Beratungen zum Jahresbericht 2012 des Rechnungshofes hat der stédtische Rech-
nungsprifungsausschuss folgende Bitten an das Ressort gerichtet:

1. Zahlungsverkehr im Amt fur Soziale Dienste
Bericht des Sozialressorts an die Sozialdeputation bis zum 01. Oktober 2013 Uber die bean-
standeten Zahlungsvorgange an die freien Trager und den Sachstand zu eventuellen Rick-
forderungsansprichen.

2. Revisionsverfahren im Amt fir Soziale Dienste
Bericht des Sozialressorts an die Sozialdeputation bis zum 01. Oktober 2013 zu der Frage-
stellung, ob durch die Einfihrung der Software ,IDEA" und des ,Arbeitsablaufbausteins Qua-
litatssicherung” sowie der Zustandigkeitsverlagerung fur Zahlungen vom Rechnungswesen
auf die Sozialzentren die beschriebenen Mangel beseitigt und die Qualitat der Prifungen
und Kontrollen verbessert werden konnten.

3. FErstattung von Krankenhilfeleistungen an Krankenkassen
Der RPA fordert das Ressort auf, einen systematischen, zeithahen und sinnvollen Bestands-
abgleich mit den Krankenversicherungen durchzufiihren. Er bitte das Ressort, der Sozialde-
putation bis zum 01. Oktober 2013 liber den Stand und das Ergebnis der getroffenen Mal3-
nahmen und einen eventuell noch nachvollziehbaren Schaden zu berichten.

Darlber hinaus steht aus dem Bericht 2008 des Rechnungshofes folgende Bitte aus:

4. Finanzierung und Mittelverwendung der Kindertagesbetreuung
Bericht an die stadtische Deputation flr Soziales, Jugend, Senioren und Auslanderintegrati-
on uber die Ergebnisse der Uberpriifung der Strukturen zur Verwendungsnachweispriifung,
Uber den Anteil der gepriften Zuwendungen am Zuwendungsvolumen jedes Jahres, tber
erzielte Rickforderungen oder erreichte geringere Bewilligungen sowie liber das Konzept
zur Uberprifung des Stands der Umsetzung des Rahmenbildungsplans in den Einrichtungen
der Stadtgemeinde Bremen.

Die Berichtshitten des Rechnungspriifungsausschusses sind als Anlage beigefigt.
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B- Losung
Es werden folgende Berichte vorgelegt:

Zu 1. Zahlungsverkehr im Amt flr Soziale Dienste

Der Rechnungshof hat in seinem Jahresbericht 2012 diverse Prifungsergebnisse in den Bereichen
Zahlungsverkehr und Revision im Amt fir Soziale Dienste vorgelegt. Zum Themenbereich ,Revisi-
on“ hat der Rechnungshof es speziell auf das Verfahren im Referat ,Zentrales Rechnungswesen*
des Amt fiir Soziale Dienste (Referat 13) abgestellt:

1) Eine qualifizierte Priifung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit zu veranlassender
Zahlungen ist im Rechnungswesen nicht mdglich, da die Kostenzusicherungen nicht selbst,
sondern im AfSD [in den Sozialzentren] erstellt werden.

2) Ein Abgleich zwischen Rechnung und Kostenzusicherung hat das Zentrale Rechnungswe-
sen nicht immer vorgenommen, daher ist die Kassensicherheit insoweit nicht gewahrleistet.

3) Bis zum Abschluss der Zahlungsumstellung auf die Fachverfahren ist eine gesonderte Revi-
sionsregelung notwendig mit klaren Vorgaben, wie Rechnungen zu priifen und zu bezahlen
und wie Vorgesetzte dabei einzubinden sind.

Im Zuge zwischenzeitlich eingetretener Veranderungen in der Organisation des Ressorts sind die
Aufgaben und Zustandigkeiten des 0.g. Zentralen Rechnungswesens (Referat 13) des Amtes flr
Soziale Dienste in die Senatorische Behdrde (Referat 11) Uberfiihrt worden. Demzufolge sind die
erforderlichen Optimierungen hier anzusetzen. Beim Ubergang hat das Ressort die 0.g. Feststellun-
gen des Rechnungshofes bei der zukiinftigen Ausgestaltung der Aufgabenwahrnehmung im Referat
11 als Leitlinien betrachtet und fur die weitere Arbeit beachtet.

Konkret kann zu den o.g. Punkten, die vormalig das Zentrale Rechnungswesen betrafen, nun aber
im Zustandigkeitsbereich des Referates 11 abzuwickeln sind, das Folgende festgestellt werden:

Zu 1) Im Haushaltsreferat werden die eingereichten Originalrechnungen anhand der Vorgaben der
Kostenzusicherung sowie ggf. weiterer Berechnungsgrundlagen wie z. B. die Einhaltung von
Tarifen aus den abgeschlossenen Vertragen lberprift. Die Kostenzusicherung enthalt dabei
alle notwendigen Angaben und versetzt die Bearbeiterinnen und Bearbeiter in die Lage, eine
qualifizierte Prufung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der Originalrechnung durch-
zufiihren. Darauf, dass die Sozialzentren die Kostenzusicherungen erstellt haben, kommt es
hierbei nicht an, da auch diese eine eigene Priifung nach gleichen Kriterien durchflihren miss-
ten, wenn die Zahlung dort veranlasst wirde. Die Bearbeiterinnen und Bearbeiter im Referat
11 sind angewiesen, eng nach den zu Beginn genannten Grundsatzen vorzugehen. Problem-
falle sind stets den Vorgesetzen vorzulegen.

Zu 2) Diese Feststellung bezog sich in der damaligen Aufgabenwahrnehmung generell auf mehrere
Féalle, in denen Freie Tréger fir ihre Leistungen Abschlagszahlungen erhalten haben, die
Spitzabrechnung z.T. jedoch nicht erfolgt waren. Konkret war ein Sachverhalt aufgefiihrt wor-
den, der nicht richtig abgerechnet war. In der Tat war es hier zu problematischen Konstellatio-
nen gekommen.

Die Innenrevision hat diesen Fall tiber den vom Rechnungshof benannten Zeitraum hinaus
geprift, dies hat zu Rickzahlungen in Héhe von 470 T€ geflhrt.

Im Rahmen der Aufgabenibernahme in die Senatorische Behorde wurde eine Bestandsauf-
nahme der fehlenden Spitzabrechnungen durchgefiihrt und die Abrechnung eingeleitet. Weite-
re Ruckforderungen ergaben sich hieraus nicht.

Aufgrund der Einfihrung der Fachverfahren im Amt fir Soziale Dienste sind derartige Zah-
lungsmodalitdten an Freie Trager grundsatzlich ausgeschlossen.

Zu 3) Klare Vorgaben, wie Rechnungen zu prifen und zu bezahlen sind, ergeben sich aus den Ver-
waltungsvorschriften zu § 70 LHO. Gleiches gilt fur die Anordnungsbefugnis, die auch vom
Vorgesetzten wahrgenommen wird und Ausfluss des Vier-Augen-Prinzips ist. Der Anord-
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nungsbefugte prift u. a., ob in der férmlichen Zahlungsanordnung keine offensichtlich erkenn-
baren Fehler enthalten sind. Der Sicherstellung der Umsetzung der bestehenden Vorschriften
der LHO ist bei erfolgten Umorganisation ein sehr hoher Stellenwert eingeraumt.

Hinsichtlich speziell des Themas ,Revision* ist festzustellen, dass das Referat 11 voll der Innenrevi-
sion des Ressorts unterliegt. Dariiber hinaus werden — wie schon dargestellt — aus den Feststellun-
gen des Rechnungshofes die notwendigen Rickschliisse gezogen, um einzelfallbezogene Fehlent-
wicklungen zu vermeiden. Dazu gehdren auch stichprobenartige bzw. anlassbezogene Prifungen
und Sichtungen von einzelnen Geschéftsvorféallen im Zahlungsverkehr (Anordnungswesen) im Sinne
einer referatseigenen Revision durch die Vorgesetzten.

Zu 2. Revisionsverfahren im Amt fir Soziale Dienste

Hinsichtlich der Qualitat der Prifungen und Kontrollen beim Zahlungsverkehr wird auf die Ausfih-
rungen zu 1. verwiesen.

Die Einfihrung der Software ,IDEA" trAgt dazu bei, die Qualitéat der Prifungen und Kontrollen zu
verbessern, und zwar in den Fallen, in denen es um die Auswertung grof3erer Datenmengen geht.
Durch den Einsatz von IDEA kdnnen Zahlungsvorgange systematisch ausgewertet und beispiels-
weise auch dolose Handlungen schneller erkannt werden.

Zu 3. Erstattung von Krankenhilfeleistungen an Krankenkassen

Der Rechnungshof hat das Ressort aufgefordert, entsprechend dem quartalsweisen Abrechnungs-
rhythmus der Krankenkasse systematische Bestandsabgleiche einzuftihren.

Es wurde in 2013 ein Abgleichsystem erarbeitet, das quartalsweise durchgefihrt wird, wenn die
Abrechnungen der Kassen vorliegen. Anhand dieses Abgleichs ist es moglich, Unstimmigkeiten
zwischen den Falldaten aus Open Prosoz und den Daten der Kassen zu erkennen, um zeithah han-
deln zu kénnen.

Hinzu kommt, dass die vom Rechnungshof geforderte technische Unterstiitzung durch das IT-
Verfahren Open Prosoz Uber die aktuell eingefiihrte neue Programmversion gewahrleistet ist. Hier-
durch wird eine Plausibilitatsprifung nach § 264 SGB V gefordert.

Hinsichtlich eines eventuell noch nachvollziehbaren Schaden ist zu berichten, dass die verspatet
abgemeldeten Leistungsberechtigten nicht erfasst sind. Somit kébnnen Aussagen zum Umfang, zu
den Zeitraumen der rickwirkenden Abmeldungen und zur Anzahl der eingezogenen Versicherten-
karten nicht automatisiert getroffen werden. Hinzu kommt, dass die Abrechnungen der sog. Kopf-
pauschalen grundsatzlich nicht personenbezogen aufgeschliisselt wurden, so das Aussagen zu
Uberzahlungen und zu durchgesetzten Erstattungen einzelfallbezogen ebenfalls nicht automatisiert
getroffen werden kénnen. Fir eine nachtragliche Erhebung der notwendigen Daten fehlen die per-
sonellen Kapazitaten.

Der vom Rechnungshof gepriifte Zeitraum betrifft den Zeitraum ab 2005, grundsatzlich verjahren
allerdings Ruckerstattungsanspriche gem. § 113 SGB X in vier Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Erstattungen zur Unrecht erfolgt sind. Diese Verjahrung bedeutet, dass die vor
2009 an die Krankenkassen geleisteten Erstattungen in jedem Fall verjahrt sind.

Schon vor der Rechnungshofprifung 2011 wurden aufgrund einer fehlenden technischen Mdglich-
keit von Zentralabgleichen aufwendige Listenprifungen durch die einzelnen Sachbearbeiter und
Sachbearbeiterinnen im AfSD Bremen vorgenommen. Durch diese Prifung ist die Datenqualitét
noch einmal deutlich verbessert worden. In vielen Fallen konnten unter Beriicksichtigung der rick-
wirkenden Abmeldungen von den Krankenkassen bereits Rickerstattungen erfolgen.

Fur die Jahre 2009 ff ist zu bertcksichtigen, dass die Krankenkassen Erstattungsanspriiche gem. §
264 Abs. 5 SGB V im Fall von versdumten Abmeldungen fiir die missbrauchliche Verwendung der
Versichertenkarten dem Sozialhilfetrdger gegeniber hatten. Rickerstattungsanspriiche bestehen
nur dann, wenn Krankenkassen Leistungen trotz rechtzeitiger Abmeldung unter Beifigung der Ver-
sichertenkarte abrechnen.
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Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass der Zeit- und Kostenaufwand zur Ermittlung eines
maoglichen Schadens wegen fehlerhafter bzw. versaumter Abmeldungen sehr erheblich wéare. Vor
dem Hintergrund der verbesserten Datenlage in dem Zeitraum, fir den der Verjahrungsfall nicht
eintritt, wurde auf eine Schadensfeststellung verzichtet. Dabei wurde unterstellt, dass weitere RUck-
erstattungsanspriiche wenn tberhaupt, nur in einer kleinen Anzahl von Fallen bestehen wirden.

Zu 4. Finanzierung und Mittelverwendung der Kindertagesbetreuung

Seit Ende 2005 werden die Verwendungshachweise (VN) fir Zuwendungen an freie und betriebs-
nahe Trager der institutionellen Kindertagesbetreuung in der Steuerungsstelle Kindertagesbetreu-
ung (inzwischen Referat Kindertagesbetreuung 23, vorher im Amt fiir Soziale Dienste) gepriift. Die
Doppelstruktur der Prifung durch betriebliches Rechnungswesen des Amtes flir Soziale Dienste
und der Steuerungsstelle ist entfallen. Gepruft werden alle Verwendungsnachweise.

Seit 2007 werden die Zuwendungen an die freien Trager in Form einer Fehlbedarfsfinanzierung ge-
wahrt. (Eine Festbetragsfinanzierung mit einer Pauschale gibt es nur noch bei einem geringen Anteil
von Einrichtungen, die als betriebsnahe Einrichtungen geférdert werden.) Die Ergebnisse der VN-
Prifung werden bei der Berechnung der Zuwendung des kommenden Jahres berticksichtigt, die
Trager werden bei der Aufstellung der Wirtschaftsplane bei Bedarf beraten. Die Abweichung der
anzuerkennenden Ausgaben von dem voraussichtlich zu erwartenden tatsachlichen Ergebnis wird
auf diese Weise versucht, gering zu halten. Abweichungen werden sich jedoch weiterhin durch die
Einnahmen aus Elternbeitragen ergeben. Dies ergibt sich insbesonder dadurch, dass bei der Erstel-
lung der Wirtschaftspléane fir ein laufendes Jahr noch nicht punktgenau die Einkommenssituation
der Eltern fur das im laufenden Wirtschaftsjahr neu beginnende Kindergartenjahr eingeschéatzt wer-
den kann.

Durch die zeitnahere und engere Begleitung der Steuerungsstelle Kindertagesbetreuung ist es seit
2008 zu geringeren Zuwendungen in Hohe von rd. 1 Mio. € gekommen.

Zur Umsetzung des Rahmenbildungsplans besteht ein enger fachlicher Austausch mit den Tréagern
der Kindertagesbetreuung. Es gibt abgestimmte Planungen und eine Durchfihrungspraxis zur Qua-
lifizierung des Fachpersonals zur Gestaltung des Rahmenplans. Es hat gemeinsame Arbeiten zur
Qualitatssicherung gegeben, an denen sich auch Trager der Kindertagesbetreuung aus Bremer-
haven beteiligt haben. Es gibt zurzeit keine umfassende oder systematische Uberpriifung der Trager
zur Umsetzungsqualitat des Rahmenplans.

Gleichwonhl ist dem Ressort durch die enge Zusammenarbeit der Fachabteilung Junge Menschen
mit den Tragern der Kindertagesbetreuung im Bereich von Fort- und Weiterbildung fur Fachkrafte
der Einrichtungen eine Einschétzung der Anforderungen in der Umsetzung des Rahmenplans fr
Frahkindliche Bildung mdglich. Die Kooperationsbeziehung der Trager mit der Fachabteilung zur
Weiterentwicklung des Rahmenplans und zur Qualitatssicherung wird durch verschiedene Arbeits-
ansatze gefestigt, z.B. durch Konsultationskitas, die Zusammenarbeit bei der Lern- und Entwick-
lungsdokumentation und bei der Sprachférderung. Initiiert und begleitet werden zu den unterschied-
lichen Themenbereichen des Rahmenplans auch Projekte und Qualifizierungsangebote, z.B. im
naturwissenschaftlichen Bereich mit dem Universum und dem Haus der Kleinen Forscher. Fir eine
systematische Uberpriifung der Umsetzungsqualitat fehlen jedoch auch weiterhin die personellen
Ressourcen.

C Alternativen

Werden nicht gesehen.

D Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderprifung / Produktgrup-
penhaushalt
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Die Erfullung der Berichtsbitten des Rechnungsprifungsausschusses hat keine finanziellen und
genderbezogenen Auswirkungen. Die Prifungen des Rechnungshofes hatten keine genderrelevan-
ten Inhalte.

E Beteiligung/Abstimmung
Entfallt.
F Beschlussvorschlag

1. Die stadtische Deputation fiir Soziales, Kinder und Jugend nimmt die Berichte zu den Bitten
des Rechnungspriifungsausschusses zur Kenntnis und bittet die Verwaltung, diese dem
Rechnungsprifungsausschuss zuzuleiten.

Anlagen: 1. Berichtshitten des Rechnungspriifungsausschusses —Auszug-



SiS

-el4 Usuayo yoou ‘usuayooidsabue
SIS UOA Jyouag Wi S1p Jagn jyoueg

010c pue]
yolieg-vdH

jwesapue saydsisne)s bunynidneyosyoen
00t s19°98¢€ 21 010c pue] HY

89

drXsis

Z+0Z pU3 SIq epIgsIyoLIeg Jep
uabeld usydiyeyul aIp Jaqn Jyoueg

'¢ch0oc

Jaqueldag wy bunzyg unz afelion
‘lop uabunyaimsny Jop Bunjjeisiepiuies
-aK) Jep uswiyey wi uabelq uspusy
-Jaa1eq Bunienslg aip alp Joqn oleg

600¢ 1PEIS
- ydueg-vdy

"UISMUBIOA NZ 9)suai(] o[BIZOS Jn} )y Wi sWidyyazialjpuabnp aip
iny Bunuomiuesaeajebpng pun -pjnpoid Jage susjsapulw -uaddnibpnp
-0ld.2Ip ‘[e1Z wWap }w a)susl(] a[eIzog Jnj Jwy Wap pun aployag usyoss
-110]eUSS JBp UBYDSIMZ SPfesjuoy saule Buniequisiap Jap puels uap -

‘uswisynaziaypusbnr usp ul Bunpelssne

-leuosiad Jop yolgalyosule sbugjonuodszueuld pun -sbunisio uspusyo
-aidsjue saue siseg jne ajjonuoysbiopg usisie Jaule assiugabig ap -
. v Jaqn jyaiieg
Jobea) 8rauy yne swaypaziapusbnr sap Bunbeipaqn

/81 S199¢€1 ‘Z] 600¢ 1PEIS HY

¥S

ArMMSIS

‘2102 Jequialdeg wi bunzyg
Inz abeloA Jap usbunymsny isp Buni
-|jeIsIepjwesarn) Jop uswyey Wi jyoueg

800¢ 1PEIS
yaueg Vdd

‘uswa.g spuiewabpeig iep uabumyouuig uep ui suejdsBunpjiquaw
-yey sap bunzjoswin Jop spuels sep Bunynidiaqn inz jdazuoy sep
Jagn amos uabunbijimeg aiebuliab syyoieise sapo usbuniapiopiony
ayjeizie Jaqn ‘salyep sapal uswnjoasbunpuamnz we usbunpusmnz
uaynidab Jop 1I9Juy uap Jagn ‘BunjnidsiemyseusBunpusmia Inz uai
-npjnais Jap Bunynudisqn) Jep assiugabiz aip seqn uonelbejuuapugsny
pun ualoluag ‘pusbnr ‘sejeIzog Jny uoiendag ayosiipels Alp ue Jyouag
Bunnasjoqsabeyspuly Jop Bunpuamiaaaiy pun Buniasjzueury
80€ SIq ¥S¢ 'Z1 800g 1PEIS HY

8¢c

drMsis

£10c J8qWaAroN 80

euwiwNIg

2102 1peIs

yoleg Vdy

‘uspinm 1ep

-lowaBqe ayjiyuayuesy Jep sne yeuwysz Jyaiu aybpyosiaqsbumsie] eby
-BLISYD [IoMm 'IS| USPUEBISIUS Jap ‘UBIEe Suspeyos sep aygH Inz yone
yoIs [0S 1yaueg e "uswyeugey usuayonsb Bueyuswwesnz wasaip
ul Jap *mzq usbBuniaysisioausyuely| uap Hw syois|bgespuelseg us|
-JoAUUIS pun usyeujiaz ‘usyosijewd)sAs saule Bunziaswn alp J8qn €102
Jaqop|Q ‘10 wnz siq uoneindsp|eizos aIp Ue SJO0sSal[elzos sep yaueg
uassejuayuely] ue uabunisiajajjiyua)uesy] uoa Bunypejsizy

681 siq 29l "z 210c WPels HY

St

4SS

£10¢ J8quaAoN 80

SI8UUIH

¢10g 1pel1s
jyoued vdy

“UB)JUUOY USpJom LI2SSagIaA Us||0uoy pun uabunnid

Jap jeyjenp aip pun jBiiesaq [ebuep] usuagalyosaq aIp uauUSZ[eIZoS
alp Jne ussamsBunuydsay won uabun|yez iny buniabeuaasyaybipue)s
-nz 189p aimos ,Buniayaissie)end) suls)sneqnejqes)iagqiy” ssp pun vy
-3Q1“ aJemyos Jap Buniynuig aip younp qo ‘Bunysisabel 18p nz £102
JagopjQ |10 wnz s1q uonelindapleizog aIp Ue SUOSSal[RiZOS Sap 1yoiieg
9)SuUI( dJeIZoS N JWY W] UIYBLIBASUOISIADY

191 siq §€1 "zl 210¢ PeIS HY

14

d4S8IS

€102 J8quenoN 80

SI8UUIH

¢ 102 1pers
yoLeg vdd

‘usbuniapiopony Usjj@njusA NZ puejsyoes usp pun

Jabel] usialy aip ue abuebioasbunjyez usjapuelsuead alp Jagn €102
Jaqop|Q ' 10 Wnz siq uoneindepieizos eIp Ue SJ0SSal[eIZ0S Sap yolag
aJsual(] 9le1zos J4nj Jwy wi Jyaxuaasbunjyez

YEL SIq S0 'Z1 €102 1PEIS HY

€l

JinHe Inpinaisenu| pun Bunjemap
Jap nequun”“ swweiboid sep usbunzjessnelop alp 1yefold sep alm pun
qo ‘uabajnziep pun uayaizagnzuie uoisnpju| Jop Bunzieswn) Jep JNeusp




	Berichtsbitten des Rechnungsprüfungsausschusses_00
	Berichtsbitten des Rechnungsprüfungsausschusses
	Werden nicht gesehen.

	Berichtsbitten des Rechnungsprüfungsausschusses_01

